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Ich wünsche Herrn
Wienholtz viel
Überzeugungskraft
auf der Innenminister-
konferenz

Zu den Äußerungen von Innenminister Wienholtz in der heutigen Pressekonferenz
zur Flüchtlingspolitik erklärt Matthias Böttcher, migrationspolitischer Sprecher der
Landtagsfraktion:

Ich unterstütze Herrn Wienholtz bezüglich der heute gemachten Äußerungen voll und
ganz. Wir wünschen ihm, dass er auf der Innenministerkonferenz auch seine Kolle-
gen von der Notwendigkeit einer humanen Flüchtlingspolitik überzeugen kann. Dies
gilt auch für seine eigenen Parteifreunde.

Die Forderung einen gesicherten Aufenthaltstitel für traumatisierte Bürgerkriegsflücht-
linge zu schaffen, ist nicht neu. BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN stellen diese Forderung
schon seit langem. Um traumatisierten Flüchtlingen eine dringend notwendige psy-
chosoziale Betreuung zu gewähren, hat die Landtagsfraktion bereits im ersten Jahr
der Koalition die Initiative ergriffen. Wir haben die Gründung eines Vereins unter-
stützt, der sich um diese traumatisierte Flüchtlinge kümmert. Dieser Verein -
REFUGIO e.V. - wird nun auch mit Mitteln des Landes unterstützt. Die Äußerungen
von Herrn Wienholtz und von Frau Kohnert haben deutlich gemacht, dass in diesem
Bereich noch mehr unternommen werden muss, und dass für eine vollständige Hei-
lung ein gesicherter Aufenthaltstitel notwendig ist.

Die Äußerungen zu den Aussagen von Herrn Schily sind auch in dieser Deutlichkeit
völlig richtig und finden meine Unterstützung. Auch ist der Verweis auf die Zeit Anfang
der 90iger Jahre angebracht, als durch die Asyldebatte ein fremdenfeindliches und
rassistisches Klima geschaffen worden ist. Ich finde es bemerkenswert, dass Herr
Wienholtz die Genfer Flüchtlingskommission einfordert und sogar Nachbesserungen
bezüglich des Asyls bei nichtstaatlicher Verfolgung fordert. Auch dieses ist eine For-
derung, die BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN schon lange erheben. Gleiches gilt für den
Schutz von minderjährigen Kindern, für die sich Herr Wienholtz heute ebenso stark
gemacht hat.
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